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Antrag 32/I/2022 Abt. 06/10 Dahlem (Steglitz-Zehlendorf)

Endlich – ARAL, ARAMCO, BP, , ESSO, , SHELL … enteignen!

Beschluss:

1. Die in der Bundesrepublik Deutschland ansässigenGesellschaften/Unternehmenund insbesondere deren „DOWN-STREAM“

–Betriebe undGesellschaften der o.a. exemplarisch erwähnten internationalenMineralöl-Konzernewerden vergesellschaftet.

 

Deren Eigentum und Geschäftsanteile an Gesellschaften werden gegen einen verhältnismäßigen Wertersatz als Entschädi-

gung übertragen und damit einer gesellschaftlichen, demokratischen Kontrolle unterstellt, deren vorrangiges Ziel es sein wird

u.a. deren sozial- und klimaschädliches Verhalten zu steuern und damit zu mindern und zu verhindern und insbesondere

die maximale Gewinnerzielung durch die Verknappung von deren Produkten (Z.B. Treibstoffe, Heiz- und Mineralölprodukte

ua.mehr ) oder unverhältnismäßig hohe und durch keine eigenen Leistungen gerechtfertigten Preiserhöhungen nur zum Ziel

der maximalen Gewinnabschöpfung zu verhindern.

 

2. DieBundesregierungwirdbeauftragt, unverzüglich rechtlicheMaßnahmenzuentscheiden, umetwaüber eineVerschärfung

des Kartell- oder Preisrechtes die willkürlich anmutenden Preisbildungen der Mineralölunternehmen iwS kritisch zu überwa-

chen. Die nicht durch eigene Leistungen begründbaren Preiserhöhungen, die insbesondere nicht mit den dafür zuvor aufge-

wendeten Einkaufspreisen für die Rohprodukte oder der aktuellen Preisentwicklungen in Zusammenhang zu bringen sind,

sind kurzfristig (max. eineWoche) auf ein angemessenes Maß oder auch darunter zu reduzieren.

 

3. Das dafür verantwortlicheManagementwird aufgrundder geltendenRechtslageundmöglicherweiseneuer strafrechtlicher,

ordnungsrechtlicher und finanz- und steuerrechtlicher Sanktions- und Strafinstrumente dafür zu Verantwortung gezogen,

um derartiges Tun und gesellschaftliche Schäden für die Zukunft möglichst präventiv wirkend zu verhindern und diese zum

Schadensersatz zu verpflichten zu können.

 

Die Bundesregierung wird aufgefordert,  dem vorstehenden Sinn entsprechende Regelungen auch auf EU-Ebene vorzuschla-

gen, zu vertreten und durchzusetzen.
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